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Amtlicher Anzeiger
Anlage zum Amtsblatt für Mecklenburg-Vorpommern

2025 Schwerin, den 19. Mai Nr. 20

Landesbehörden

Verlust von Dienstausweisen

Bekanntmachung des Polizeipräsidiums Neubrandenburg 
– Polizeiinspektion Anklam

Vom 2. Mai 2025

Der Polizeidienstausweis mit der Nummer 18061, gültig bis 
Ende 2033, ist in Verlust geraten und wird für ungültig erklärt.

_____

Bekanntmachung des Polizeipräsidiums Rostock 
– Polizeiinspektion Güstrow

Vom 6. Mai 2025

Der durch das Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der 
Polizei, Brand- und Katastrophenschutz ausgestellte Ausweis mit 
der Nummer 17105 ist in Verlust geraten und wird für ungültig 
erklärt.
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Bekanntmachung nach § 10 Absatz 8 Satz 2 
bis 9 BImSchG i. V. m. § 21a der 9. BImSchV 
auf Antrag des Vorhabenträgers gemäß § 19 
Absatz 3 Satz 2 und 3 BImSchG

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für 
Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern

Vom 19. Mai 2025

Gemäß § 10 Absatz 8 Satz 2 und 3 Bundes-Immissionsschutz-
gesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 58), 
und § 21a der Verordnung über das Genehmigungsverfahren 
(9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225), gibt das Staat-
liche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern bekannt:

Mit Änderungsgenehmigung Nr. 1.6.2V-60.017/25-54 vom 22. Ap-
ril 2025 zur bereits erteilten Genehmigung Nr. 1.6.2V-60.028/20-
51 vom 22. März 2024 wurde der Naturwind Schwerin GmbH, 
Schelfstraße 35 in 19055 Schwerin, die immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung gemäß § 16 i. V. m. § 16b Absatz 7 Satz 3 BImSchG 
zur Errichtung und zum Betrieb von acht Windenergieanlagen 
(WEA) erteilt, deren verfügender Teil folgenden Wortlaut hat:

Der Fa. Naturwind Schwerin GmbH, Schelfstraße 35, 19055 
Schwerin wird unbeschadet der Rechte Dritter auf Antrag vom 
10.03.2025, Posteingang am 12.03.2025, folgende Änderungsge-
nehmigung gemäß § 16 i. V. m. § 16b Bundes-Immissionsschutz-
gesetz (BImSchG) erteilt.

1 Gegenstand der Änderungsgenehmigung

1.1 Der Genehmigungsbescheid Nr. 1.6.2V-60.028/20-51 vom 
22.03.2024 wird insoweit abgeändert, als dass an die Stelle 
der im Genehmigungsbescheid unter Genehmigungsgegen-
stand Ziffer 1. benannten WEA- und Standortbezeichnungen 
nunmehr folgende WEA- und Standortbezeichnungen treten:

Die Genehmigung beinhaltet antragsgemäß Folgendes:
Die Errichtung und den Betrieb von 4 WEA des Typs Vestas 
V162 – 6.2 MW und 4 WEA des Typs Vestas V162 – 7.2 MW 
am Standort der Gemeinden Lüssow und Schmatzin, inner-
halb des Windeignungsgebietes (WEG) 17/2015 Lüssow, ent-
sprechend der nachstehenden Tabelle:

Bauliche Angaben zu den Anlagen: 

WEA-Bezeichnung: WEA 1, 2, 7, 8
Typ: Vestas V 162 – 6.2 MW
Nabenhöhe: 169,00 m
Rotordurchmesser: 162,00 m
Gesamthöhe über Grund: 250,00 m
Nennleistung: 6,2 MW
sowie
WEA-Bezeichnung: WEA 3, 4, 5, 6
Typ: Vestas V 162 – 7.2 MW
Nabenhöhe: 169,00 m
Rotordurchmesser: 162,00 m
Gesamthöhe über Grund: 250,00 m
Nennleistung: 7,2 MW

mit folgenden Standortdaten:
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Tabelle 1: Standortdaten der WEA

WEA-
Nr. 

Gemar-
kung

Flur Flurstück Ostwert a) Nordwert a)

1 Lüssow 1 29 33401754 5976657
2 Lüssow 1 34 33402161 5976669
3 Lüssow 1 25/2 33401391 5976347
4 Lüssow 1 25/2 33401790 5976296
5 Lüssow 1 36 33402343 5976298
6 Lüssow 1 44 33402417 5975981
7 Lüssow 2 84 33402830 5975491
8 Schmat-

zin
1 274 und 

275
33403016 5976023

a) Lagebezugssystem ETRS89, UTM Zone 33

Die Genehmigung wurde unter Auflagen und nach Maßgabe der 
Antragsunterlagen und sonstigen Unterlagen erteilt. Diese Unter-
lagen sind Bestandteil des Genehmigungsbescheides und maßge-
bend für dessen Ausführung, soweit nicht durch die Nebenbestim-
mungen eine andere Regelung getroffen wird.

Die Kosten des Genehmigungsverfahrens trägt die Antragstelle-
rin.

Der Bescheid enthält folgende Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft 
und Umwelt Vorpommern, 18439 Stralsund erhoben werden. Der 
Widerspruch eines Dritten ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.
Durch den Adressaten dieses Bescheides kann innerhalb eines 
Monats nach Zustellung ohne die Durchführung des Vorverfah-
rens nach § 68 Abs. 1 S. 2 VwGO Klage beim Oberverwaltungs-
gericht Mecklenburg-Vorpommern, Domstraße 7, 17489 Greifs-
wald, erhoben werden.
Ein Antrag eines Dritten auf Anordnung der aufschiebenden Wir-
kung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage nach § 80 
Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines Monats nach der 
Bekanntgabe der Zulassung gestellt und begründet werden.
Die Einsicht des gesamten Genehmigungsbescheides (inkl. Begrün-
dung) kann über die Internetseite des Staatlichen Amts für Land-
wirtschaft und Umwelt Vorpommern, https://www.stalu-mv.de/vp/
Service/Presse_Bekanntmachungen/, in der Zeit vom 20.05.2025 
bis 02.06.2025, wahrgenommen werden. Auf Verlangen eines Be-
teiligten wird ihm eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit 
zur Verfügung gestellt.
Gemäß § 10 Absatz 8 Satz 8 BImSchG gilt der Bescheid mit dem 
Ende der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendungen erhoben haben, als zugestellt.

Der Bescheid und seine Begründung können bis zum Ablauf der 
Widerspruchsfrist von Personen, die Einwendungen erhoben ha-
ben, schriftlich beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Um-
welt Vorpommern, Badenstraße 18, 18439 Stralsund oder elektro-
nisch unter der Mailadresse poststelle@staluvp.mv-regierung.de 
bei vollständiger Namens- und Adressangabe angefordert werden.
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Amtliche Bekanntmachung gemäß § 10 Ab-
satz 8 des Gesetzes zum Schutz vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen durch Luftver-
unreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissions-
schutzgesetz – BImSchG) i. V. m. § 21a der 
Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren (9. BImSchV)

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirt-
schaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte

Vom 19. Mai 2025

Gemäß § 10 Absatz 8 BImSchG i. V. m. § 21a 9. BImSchV gibt 
das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenbur-
gische Seenplatte bekannt:

Mit Bescheid G 001/25 vom 3. April 2025, Az.: 571/1756-1/2024, 
wurde der ENERTRAG SE, Gut Dauerthal, 17291 Dauerthal, 
eine Genehmigung gemäß § 4 BImSchG unter Bedingungen er-
teilt, die mit Auflagen verbunden ist und deren verfügender Teil 
folgenden Wortlaut hat:

1 Entscheidungsumfang

Der ENERTRAG SE, Gut Dauerthal, 17291 Dauerthal wird 
die immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die Errich-
tung und den Betrieb von insgesamt drei Windenergieanlagen 
des Typs Nordex N163-7.0 mit einer Nabenhöhe von je 164 m 
und einer Leistung von je 7.0 MW Leistung im Bereich des 
geplanten Eignungsgebietes für Windenergieanlagen Nr. 30 
– Friedland (2 WEA) und im Windeignungsgebiet Friedland 
– Südost 2 (1 WEA) im Amtsbereich Friedland, Gemarkung 
Friedland, Flur 39, Flurstück 1 erteilt. Die Entscheidung ist 
mit Nebenbestimmungen verbunden.

1.1 Entscheidungsinhalt

1. Der Gegenstand der immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migung beinhaltet die Errichtung und den Betrieb folgen-
der Anlagen:

WEA-Nr. WEA-Typ
Nennleistung

Standortkoordinaten nach ETRS89, 
UTM (6 Grad), Zone 33
(WSG 84)

Nabenhöhe
Rotordurchmesser
Gesamthöhe

Gemarkung
Flur
Flurstück 

WEA FL B5 Nordex N163
7.0 MW

E 33405712
N 5946164
(53° 39´ 20,6´´ Nord und 13° 34´ 23,80´´ Ost)

164,0 m
163,0 m
245,5 m

Friedland
39
1
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2. Im Einzelnen ergibt sich der Umfang der von der Geneh-
migung erfassten Anlagen und Betriebsweise aus den im 
Anhang zu diesem Bescheid aufgeführten Unterlagen. Die-
se Genehmigung wird nach Maßgabe der im Anhang auf-
geführten Antragsunterlagen i. d. F. vom 07.12.2023, zu-
letzt ergänzt am 28.06.2024 erteilt, sofern sich nicht durch 
nachstehende Anforderungen Änderungen ergeben. Die 
Antragsunterlagen sind Bestandteil der Genehmigung.

3. Der durch das Vorhaben in Aussicht stehende Eingriff in 
Natur und Landschaft (einschließlich Landschaftsbild) 
wird im beantragten Umfang genehmigt. Der Eingriff ist 
kompensationspflichtig.

4. Zur Sicherstellung der Rückbauverpflichtung wird eine 
Bankbürgschaft zugunsten des Landkreises Mecklenbur-
gische Seenplatte (LK MS) – bzw. dessen Rechtsnach-
folgers – als Sicherheitsleistung in Höhe von 1.377.600 € 
(459.200 € je Anlage) festgesetzt.

5. Für die Nebenbestimmungen 2.2.4 (Statik/Turbulenzen), 
2.3.1. Schallimmissionen, 2.3.2. Schattenwurf und 2.6. 
Natur- und Artenschutz wird die sofortige Vollziehung 
gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO angeordnet.

1.2 Eingeschlossene Entscheidungen

Diese Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG alle für das 
Vorhaben erforderlichen anlagenbezogenen Genehmigungen 
und Zulassungen ein, hier Baugenehmigung, Naturschutzge-
nehmigung, gemeindliches Einvernehmen gemäß § 36 Abs. 2 
Satz 3 BauGB, Genehmigung nach § 7 Abs. 6 Denkmalschutz-
gesetz M-V und luftfahrtbehördliche Zustimmung.

2 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Wi-
derspruch ist beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft und 
Umwelt Mecklenburgische Seenplatte, Neustrelitzer Str. 120, 
17033 Neubrandenburg, einzulegen.

Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten gegen die 
Zulassung einer Windenergieanlage an Land mit einer Ge-
samthöhe von mehr als 50 Metern haben keine aufschiebende 
Wirkung.

Der Widerspruch eines Dritten ist binnen eines Monats nach 
seiner Erhebung zu begründen.

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe durch den Antragsteller (Genehmigungsinha-
ber) ohne die Durchführung des Vorverfahrens nach § 68 
Abs. 1 S. 2 VwGO i. V. m. § 13a Nr. 1 GerStrukGAG MV 
Klage beim Oberverwaltungsgericht Greifswald, Domstra-
ße 7, 17489 Greifswald erhoben werden.

Gegen die Kostenentscheidung dieses Bescheides kann inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch eingelegt 
werden. Dieser Widerspruch ist beim Staatlichen Amt für 
Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte, 
Neustrelitzer Straße 120, 17033 Neubrandenburg einzulegen.

Ein Antrag eines Dritten auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage nach 
§ 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines Monats 
nach der Zustellung der Zulassung gestellt und begründet 
werden.

3 Auslegung des Bescheids G 001/25

Der Genehmigungsbescheid ist in der Zeit vom 20.05.2025 
(erster Tag) bis einschließlich 02.06.2025 (letzter Tag) auf der 
Internetseite des Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Um-
welt Mecklenburgische Seenplatte unter folgender Adresse 
einsehbar:

https://www.stalu-mv.de/ms/Service/
Presse_Bekanntmachungen/

Auf Verlangen eines Beteiligten kann ihm eine leicht zu errei-
chende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt werden. 
In diesem Fall nehmen Sie bitte telefonisch Kontakt mit der 
Genehmigungsbehörde auf (Tel.: 0385 588 69 541) oder schi-
cken eine E-Mail an poststelle@stalums.mv-regierung.de.

Gemäß § 10 Abs. 8 BImSchG gilt der Bescheid mit dem Ende 
der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendungen erhoben haben, als zugestellt.

Der Bescheid und seine Begründung können bis zum Ablauf 
der Widerspruchsfrist von Personen, die Einwendungen erho-
ben haben, schriftlich oder elektronisch beim Staatlichen Amt 
für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte, 
Neustrelitzer Str. 120, 17033 Neubrandenburg, (poststelle@
stalums.mv-regierung.de) angefordert werden.
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WEA-Nr. WEA-Typ
Nennleistung

Standortkoordinaten nach ETRS89, 
UTM (6 Grad), Zone 33
(WSG 84)

Nabenhöhe
Rotordurchmesser
Gesamthöhe

Gemarkung
Flur
Flurstück 

WEA FL B6 Nordex N163
7.0 MW

E 33406164
N 5946396
(53° 39´ 28,4´´ Nord und 13° 34´ 48,16´´ Ost)

164,0 m
163,0 m
245,5 m

Friedland
39
1

WEA FL B7 Nordex N163
7.0 MW

E 33405827
N 5946543
(53° 39´ 32,9´´ Nord und 13° 34´ 29,65´´ Ost)

164,0 m
163,0 m
245,5 m

Friedland
39
1
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Amtliche Bekanntmachung gemäß § 10 Ab-
satz 8 des Gesetzes zum Schutz vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen durch Luftver-
unreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissions-
schutzgesetz – BImSchG) i. V. m. § 21a der 
Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren (9. BImSchV)

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirt-
schaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte

Vom 19. Mai 2025

Gemäß § 10 Absatz 8 BImSchG i. V. m. § 21a 9. BImSchV gibt 
das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenbur-
gische Seenplatte bekannt:

Mit Bescheid ÄG 004/25 vom 11. März 2025, Az.: 571/1669-
2/2025, wurde der ENERTRAG SE, Gut Dauerthal, 17291 Dau-
erthal, eine Änderungsgenehmigung gemäß § 16b (7) BImSchG 
unter Bedingungen erteilt, die mit Auflagen verbunden ist und 
deren verfügender Teil folgenden Wortlaut hat:

1 Entscheidungsumfang

1. Der Firma ENERTRAG SE, Gut Dauerthal, 17291 Dauer-
thal, wird die immissionsschutzrechtliche Änderungsge-
nehmigung für die Errichtung und den Betrieb der in der 
Tabelle 1 genannten Windenenergieanlagen (nachfolgend 
WEA) im Windeignungsgebiet „Ramin“ (46/2015) in der 
Gemeinde Ramin, Gemarkung Bismark, Flur 109, Flur-
stücke 10 und 21 erteilt.

2. Die Änderungsgenehmigung ergeht unter Nebenbestim-
mungen.

3. Regelungen aus der Genehmigung G 010/23 vom 
05.02.2024 werden ausschließlich in dem Umfang geän-
dert, wie sie in dieser Entscheidung festgelegt sind. Im 
Übrigen hat die Genehmigung G 010/23 Bestand.

4. Zur Sicherstellung der Rückbauverpflichtung wird eine 
Bankbürgschaft zugunsten des Landkreises Vorpommern-
Greifswald (bzw. dessen Rechtsnachfolgers) als Sicher-
heitsleistung in Höhe von 1.419.600,00 Euro festgesetzt.

1.1 Entscheidungsinhalt

1. Der Gegenstand der immissionsschutzrechtlichen Ände-
rungsgenehmigung beinhaltet die Errichtung und den Be-
trieb folgender Anlagen:

WEA-Nr. WEA-Typ
Nennleistung

Standortkoordinaten nach ETRS89, 
UTM (6 Grad), Zone 33

Nabenhöhe
Rotordurchmesser
Gesamthöhe

Gemarkung
Flur
Flurstück des WEA-Fundamentes

WEA LH F1 V150-6.0
6,0 MW 

E 33455926
N 5921797

169 m
150 m
244 m

Bismark
109
10

WEA LH F2 V150-6.0
6,0 MW 

E 33455596
N 5921386

169 m
150 m
244 m

Bismark
109
21

WEA LH F3 V150-6.0
6,0 MW 

E 33455955
N 5921386

169 m
150 m
244 m

Bismark
109
10
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1.2 Eingeschlossene Entscheidungen

Diese Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG alle für 
das Vorhaben erforderlichen anlagenbezogenen Genehmigun-
gen und Zulassungen ein.

2 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Wi-
derspruch ist beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft und 
Umwelt Mecklenburgische Seenplatte, Neustrelitzer Str. 120, 
17033 Neubrandenburg, einzulegen.

Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten gegen die 
Zulassung einer Windenergieanlage an Land mit einer Ge-
samthöhe von mehr als 50 Metern haben keine aufschiebende 
Wirkung.

Der Widerspruch eines Dritten ist binnen eines Monats nach 
seiner Erhebung zu begründen.

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe durch den Antragsteller (Genehmigungsinha-
ber) ohne die Durchführung des Vorverfahrens nach § 68 
Abs.1 S. 2 VwGO i. V. m. § 13a Nr. 1 GerStrukGAG MV 
Klage beim Oberverwaltungsgericht Greifswald, Domstra-
ße 7, 17489 Greifswald erhoben werden.

Gegen die Kostenentscheidung dieses Bescheides kann inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch eingelegt 
werden. Dieser Widerspruch ist beim Staatlichen Amt für 
Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte, 
Neustrelitzer Straße 120, 17033 Neubrandenburg einzulegen.

Ein Antrag eines Dritten auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage nach 
§ 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines Monats nach 
der Zustellung der Zulassung gestellt und begründet werden.

3 Auslegung des Bescheids ÄG 004/25

Der Genehmigungsbescheid ist in der Zeit vom 20.05.2025 
(erster Tag) bis einschließlich 02.06.2025 (letzter Tag) auf der 
Internetseite des Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Um-
welt Mecklenburgische Seenplatte unter folgender Adresse 
einsehbar:

https://www.stalu-mv.de/ms/Service/
Presse_Bekanntmachungen/

Auf Verlangen eines Beteiligten kann ihm eine leicht zu errei-
chende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt werden. 
In diesem Fall nehmen Sie bitte telefonisch Kontakt mit der 
Genehmigungsbehörde auf (Tel.: 0385 588 69 541) oder schi-
cken eine E-Mail an poststelle@stalums.mv-regierung.de.

Gemäß § 10 Abs. 8 BImSchG gilt der Bescheid mit dem Ende 
der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendungen erhoben haben, als zugestellt.

Der Bescheid und seine Begründung können bis zum Ablauf 
der Widerspruchsfrist von Personen, die Einwendungen erho-

ben haben, schriftlich oder elektronisch beim Staatlichen Amt 
für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplat-
te, Neustrelitzer Str. 120, 17033 Neubrandenburg, (poststel-
le@stalums.mv-regierung.de) angefordert werden.
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Amtliche Bekanntmachung gemäß § 10 Ab-
satz 8 des Gesetzes zum Schutz vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen durch Luftver-
unreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissions-
schutzgesetz – BImSchG) i. V. m. § 21a der 
Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren (9. BImSchV)

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirt-
schaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte

Vom 19. Mai 2025

Gemäß § 10 Absatz 8 BImSchG i. V. m. § 21a 9. BImSchV gibt 
das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenbur-
gische Seenplatte bekannt:

Mit Bescheid ÄG 003/25 vom 11. März 2025, Az.: 571/1668-
2/2025, wurde der ENERTRAG SE, Gut Dauerthal, 17291 Dau-
erthal, eine Änderungsgenehmigung gemäß § 16b (7) BImSchG 
unter Bedingungen erteilt, die mit Auflagen verbunden ist und 
deren verfügender Teil folgenden Wortlaut hat:

1 Entscheidungsumfang

1. Der Firma ENERTRAG SE, Gut Dauerthal, 17291 Dauer-
thal, wird die immissionsschutzrechtliche Änderungsge-
nehmigung für die Errichtung und den Betrieb der in der 
Tabelle 1 genannten Windenenergieanlagen (nachfolgend 
WEA) im Windeignungsgebiet „Ramin“ (46/2015) in der 
Gemeinde Ramin, Gemarkung Bismark, Flur 109, Flur-
stücke 14 und 17/1 erteilt.

2. Die Änderungsgenehmigung ergeht unter Nebenbestim-
mungen.

3. Regelungen aus der Genehmigung G 009/23 vom 
20.12.2023 werden ausschließlich in dem Umfang geän-
dert, wie sie in dieser Entscheidung festgelegt sind. Im 
Übrigen hat die Genehmigung G 009/23 Bestand.

4. Zur Sicherstellung der Rückbauverpflichtung wird eine 
Bankbürgschaft zugunsten des Landkreises Vorpommern-
Greifswald (bzw. dessen Rechtsnachfolgers) als Sicher-
heitsleistung in Höhe von 1.419.600,00 Euro festgesetzt.

1.1 Entscheidungsinhalt

1. Der Gegenstand der immissionsschutzrechtlichen Ände-
rungsgenehmigung beinhaltet die Errichtung und den Be-
trieb folgender Anlagen:
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1.2 Eingeschlossene Entscheidungen

Diese Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG alle für 
das Vorhaben erforderlichen anlagenbezogenen Genehmigun-
gen und Zulassungen ein.

2 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Wi-
derspruch ist beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft und 
Umwelt Mecklenburgische Seenplatte, Neustrelitzer Str. 120, 
17033 Neubrandenburg, einzulegen.

Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten gegen die 
Zulassung einer Windenergieanlage an Land mit einer Ge-
samthöhe von mehr als 50 Metern haben keine aufschiebende 
Wirkung.

Der Widerspruch eines Dritten ist binnen eines Monats nach 
seiner Erhebung zu begründen.

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe durch den Antragsteller (Genehmigungsinha-
ber) ohne die Durchführung des Vorverfahrens nach § 68 
Abs. 1 S. 2 VwGO i. V. m. § 13a Nr. 1 GerStrukGAG MV 
Klage beim Oberverwaltungsgericht Greifswald, Domstra-
ße 7, 17489 Greifswald erhoben werden.

Gegen die Kostenentscheidung dieses Bescheides kann inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch eingelegt 
werden. Dieser Widerspruch ist beim Staatlichen Amt für 
Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte, 
Neustrelitzer Straße 120, 17033 Neubrandenburg einzulegen.

Ein Antrag eines Dritten auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage nach § 80 
Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines Monats nach der 
Zustellung der Zulassung gestellt und begründet werden.

3 Auslegung des Bescheids ÄG 003/25

Der Genehmigungsbescheid ist in der Zeit vom 20.05.2025 
(erster Tag) bis einschließlich 02.06.2025 (letzter Tag) auf der 
Internetseite des Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Um-
welt Mecklenburgische Seenplatte unter folgender Adresse 
einsehbar:

https://www.stalu-mv.de/ms/Service/
Presse_Bekanntmachungen/

Auf Verlangen eines Beteiligten kann ihm eine leicht zu errei-
chende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt werden. 
In diesem Fall nehmen Sie bitte telefonisch Kontakt mit der 
Genehmigungsbehörde auf (Tel.: 0385 588 69 541) oder schi-
cken eine E-Mail an poststelle@stalums.mv-regierung.de.

Gemäß § 10 Abs. 8 BImSchG gilt der Bescheid mit dem Ende 
der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendungen erhoben haben, als zugestellt.

Der Bescheid und seine Begründung können bis zum Ablauf 
der Widerspruchsfrist von Personen, die Einwendungen erho-
ben haben, schriftlich oder elektronisch beim Staatlichen Amt 
für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplat-
te, Neustrelitzer Str. 120, 17033 Neubrandenburg, (poststelle@
stalums.mv-regierung.de) angefordert werden.
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WEA-Nr. WEA-Typ
Nennleistung

Standortkoordinaten nach ETRS89, 
UTM (6 Grad), Zone 33

Nabenhöhe
Rotordurchmesser
Gesamthöhe

Gemarkung
Flur
Flurstück des WEA-Fundamentes

WEA LH F4 V150-6.0
6,0 MW 

E 33455908
N 5920986

169 m
150 m
244 m

Bismark
109
14

WEA LH F5 V150-6.0
6,0 MW 

E 33456193
N 5920764

169 m
150 m
244 m

Bismark
109
14

WEA LH F6 V150-6.0
6,0 MW 

E 33455978
N 5920460

169 m
150 m
244 m

Bismark
109
17/1
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Gerichte

Zwangsversteigerungen

Sammelbekanntmachung

Rechte, die bei der Eintragung des Versteigerungsvermerks aus 
dem Grundbuch nicht ersichtlich waren, sind spätestens im Ver-
steigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten 
anzumelden und, wenn die Antragsteller oder Gläubiger wider-
sprechen, glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie bei der Feststel-
lung des geringsten Gebotes nicht berücksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers 
und den übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Grundstücks oder 
des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs entgegensteht, wird 
aufgefordert, vor Erteilung des Zuschlags die Aufhebung oder 
einstweilige Einstellung des Verfahrens herbeizuführen. Versäumt 
er dies, tritt für das Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des 
versteigerten Gegenstandes.

Es ist zweckmäßig, zwei Wochen vor dem Termin eine genaue 
Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptforderung, Zin-
sen und Kosten, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzu-
teilen. Die Erklärung kann auch zur Niederschrift der Geschäfts-
stelle abgegeben werden.

_______________

Bekanntmachung des Amtsgerichts Greifswald

Vom 5. Mai 2025

41 K 84/23

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Freitag, 5. September 
2025, um 9:30 Uhr, im Amtsgericht Greifswald, Domstraße 7A, 
17489 Greifswald, Sitzungssaal: 011 öffentlich versteigert wer-
den: Grundstück, eingetragen im Grundbuch von Greifswald 
Blatt 4386, Gemarkung Greifswald, Flur 40, Flurstück 160, Ge-
bäude- und Freifläche, Gützkower Landstraße 89, Größe: 520 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Das Grundstück ist mit einem freistehenden, eingeschossigen, 
unterkellerten Einfamilienwohnhaus mit ausgebautem Dach-
geschoss (Baujahr ca. 1934) sowie einem nicht unterkellerten, 
zweigeschossigen Anbau mit Flachdach (Baujahr 2015) bebaut. 
Die Wohnfläche beträgt ca. 174 m2. Der bauliche Zustand ist nor-
mal (Bauschäden/-mängel: Feuchtigkeitsschäden, Fassadenver-
färbung, verwahrloste Außenanlagen). Es besteht geringfügiger 
Unterhaltungsstau.

Verkehrswert: 355.000,00 EUR
davon entfällt auf Zubehör: 5.000,00 EUR (Einbauküche)

Der Versteigerungsvermerk ist am 2. November 2023 in das 
Grundbuch eingetragen worden.

weitere Informationen unter www.zvg.com

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.
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_____________

Bekanntmachung des Amtsgerichts Ludwigslust
– Zweigstelle Parchim –

Vom 2. Mai 2025

15 K 24/24

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Donnerstag, 17. Juli 
2025, um 9:00 Uhr, im Amtsgericht Ludwigslust, Zweigstelle 
Parchim, Moltkeplatz 2, 19370 Parchim, Sitzungssaal: 107 öf-
fentlich versteigert werden: Grundstück, eingetragen im Grund-
buch von Crivitz Blatt 5371, Gemarkung Crivitz, Flur 14, Flur-
stück 413/15, Gebäude- und Freifläche Lercheneck, Größe: 695 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Das Versteigerungsobjekt ist bebaut mit einem freistehenden, 
eingeschossigen, nicht unterkellerten Einfamilienhaus mit aus-
gebautem Dachgeschoss. Das Gebäude wurde 2023 errichtet, die 
Bauarbeiten sind derzeit eingestellt. Die Wohnfläche beträgt etwa 
127 m2. Beim Innenausbau und den Außenanlagen bestehen er-
hebliche Fertigstellungsdefizite.

Nähere Angaben zu dem Objekt können dem Sachverständigen-
gutachten entnommen werden, welches auf der Geschäftsstelle 
ausliegt.

Verkehrswert: 248.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 30. September 2024 in das 
Grundbuch eingetragen worden.

weitere Informationen unter www.zvg.com

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.
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_____________

Bekanntmachung des Amtsgerichts Pasewalk
– Zweigstelle Anklam –

Vom 6. Mai 2025

513 K 43/24

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Donnerstag, 31. Juli 
2025, um 13:30 Uhr, im Amtsgericht Pasewalk, Zweigstelle An-
klam, Baustraße 9, 17389 Anklam, Sitzungssaal: 124 öffentlich 
versteigert werden: Grundstück, eingetragen im Grundbuch von 
Eggesin Blatt 1438, Gemarkung Eggesin, Flur 3, Flurstück 279, 
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Bekanntmachung nach § 5 Absatz 2 des 
UVP-Gesetzes

Bekanntmachung der Landesforstanstalt 
Mecklenburg-Vorpommern

Vom 6. Mai 2025

Der Vorstand der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern 
als untere Forstbehörde (§ 32 Absatz 3 des Landeswaldgesetzes 
M-V [LWaldG] in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juli 
2011 [GVOBl. M-V S. 870], geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 22. Mai 2021 [GVOBl. M-V S. 790, 794]) hat das Vorha-
ben einer Erstaufforstungsmaßnahme in der Gemarkung Becken-
tin, Flur 6, Flurstücke 14, 15, 11/6, 12/6 und 13/7 mit einer Größe 
von insgesamt ca. 11,8272 ha einer Vorprüfung des Einzelfalls 
entsprechend § 7 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) ge-
ändert worden ist, in Verbindung mit Nummer 17.1.3 der Anla-
ge 1 zum UVPG und der Dienstanweisung der Landesforstanstalt 
Mecklenburg-Vorpommern vom 29. April 2015 unterzogen.
Die Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass von dem Vorhaben 
keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung ist daher nicht erforderlich. Fol-
gende Merkmale des Vorhabens und des Standortes sind für diese 
Einschätzung maßgebend:

 – Durch die Aufforstung ist eine Verbesserung der Luftqualität 
und die Steigerung der Grundwasserneubildung zu erwarten.

 – Die Waldfläche wird sich für die Artenvielfalt als landschaft-
liches Strukturelement und als potenzielles Habitat förderlich 
auswirken.

 – Die Prüfung der Schutzgüter hat ergeben, dass keine erheb-
lichen negativen Beeinträchtigungen zu erwarten sind.

Der Vorstand der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern 
als Genehmigungsbehörde wird über den Antrag nach den Vor-
schriften des Landeswaldgesetzes entscheiden.

Es wird darauf verwiesen, dass diese Feststellung nach § 5 Absatz 3 
UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist.
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Bekanntmachung nach § 5 Absatz 2 des 
UVP-Gesetzes

Bekanntmachung der Landesforstanstalt 
Mecklenburg-Vorpommern

Vom 6. Mai 2025

Der Vorstand der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern 
als untere Forstbehörde (§ 32 Absatz 3 des Landeswaldgesetzes 
M-V [LWaldG] in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juli 
2011 [GVOBl. M-V S. 870], geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 22. Mai 2021 [GVOBl. M-V S. 790, 794]) hat das 
Vorhaben einer Erstaufforstungsmaßnahme in der Gemarkung 
Beckentin, Flur 3, Flurstücke 10, 11, 12 und 13 mit einer Größe 
von insgesamt ca. 3,7011 ha einer Vorprüfung des Einzelfalls ent-
sprechend § 7 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert 
worden ist, in Verbindung mit Nummer 17.1.3 der Anlage 1 zum 
UVPG und der Dienstanweisung der Landesforstanstalt Mecklen-
burg-Vorpommern vom 29. April 2015 unterzogen.
Die Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass von dem Vorhaben 
keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung ist daher nicht erforderlich. Fol-
gende Merkmale des Vorhabens und des Standortes sind für diese 
Einschätzung maßgebend:

 – Durch die Aufforstung ist eine Verbesserung der Luftqualität 
und die Steigerung der Grundwasserneubildung zu erwarten.

 – Die Waldfläche wird sich für die Artenvielfalt als landschaft-
liches Strukturelement und als potenzielles Habitat förderlich 
auswirken.

 – Die Prüfung der Schutzgüter hat ergeben, dass keine erheb-
lichen negativen Beeinträchtigungen zu erwarten sind.

Sonstige Bekanntmachungen

Landwirtschaftsfläche, Am Sportplatz 3a in 17367 Eggesin, Grö-
ße: 970 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Das Grundstück ist teilweise mit einem Schuppen bebaut; es ist 
sonst überwiegend unbebaut. Es liegt ca. 400 m südöstlich des 
Altstadtzentrums von Eggesin.

Verkehrswert: 39.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 14. Oktober 2024 in das 
Grundbuch eingetragen worden.

weitere Informationen unter www.zvg.com

Hinweis: Gemäß §§ 67 - 70 ZVG kann im Versteigerungstermin 
für ein Gebot Sicherheit verlangt werden. Die Sicherheit beträgt 
10 % des Verkehrswertes und ist sofort zu leisten. Sicherheits-
leistung durch Barzahlung ist ausgeschlossen. Bietvollmachten 
müssen öffentlich beglaubigt sein.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.
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Der Vorstand der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern 
als Genehmigungsbehörde wird über den Antrag nach den Vor-
schriften des Landeswaldgesetzes entscheiden.

Es wird darauf verwiesen, dass diese Feststellung nach § 5 Absatz 3 
UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist.
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Bekanntmachung nach § 5 Absatz 2 des 
UVP-Gesetzes

Bekanntmachung der Landesforstanstalt 
Mecklenburg-Vorpommern

Vom 6. Mai 2025

Der Vorstand der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern 
als untere Forstbehörde § 32 Absatz 3 des Landeswaldgesetzes 
M-V [LWaldG] in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juli 
2011 [GVOBl. M-V S. 870], geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 22. Mai 2021 [GVOBl. M-V S. 790, 794]) hat das Vor-
haben einer Erstaufforstungsmaßnahme in der Gemarkung Be-
ckentin, Flur 5, Flurstücke 8 und 9 mit einer Größe von insgesamt 
ca. 7,8653 ha einer Vorprüfung des Einzelfalls entsprechend § 7 
Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 
(BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist, in 
Verbindung mit Nummer 17.1.3 der Anlage 1 zum UVPG und der 
Dienstanweisung der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpom-
mern vom 29. April 2015 unterzogen.
Die Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass von dem Vorhaben 
keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung ist daher nicht erforderlich. Fol-
gende Merkmale des Vorhabens und des Standortes sind für diese 
Einschätzung maßgebend:

 – Durch die Aufforstung ist eine Verbesserung der Luftqualität 
und die Steigerung der Grundwasserneubildung zu erwarten.

 – Die Waldfläche wird sich für die Artenvielfalt als landschaft-
liches Strukturelement und als potenzielles Habitat förderlich 
auswirken.

 – Die Prüfung der Schutzgüter hat ergeben, dass keine erheb-
lichen negativen Beeinträchtigungen zu erwarten sind.

Der Vorstand der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern 
als Genehmigungsbehörde wird über den Antrag nach den Vor-
schriften des Landeswaldgesetzes entscheiden.

Es wird darauf verwiesen, dass diese Feststellung nach § 5 Absatz 3 
UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist.
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Bekanntmachung nach § 5 Absatz 2 des 
UVP-Gesetzes

Bekanntmachung der Landesforstanstalt 
Mecklenburg-Vorpommern

Vom 6. Mai 2025

Der Vorstand der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern 
als untere Forstbehörde (§ 32 Absatz 3 des Landeswaldgesetzes 
M-V [LWaldG] in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juli 
2011 [GVOBl. M-V S. 870], geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 22. Mai 2021 [GVOBl. M-V S. 790, 794]) hat das Vorha-
ben einer Erstaufforstungsmaßnahme in der Gemarkung Becken-
tin, Flur 6, Flurstücke 2/2, 7/5, 9/5, 8/7 und 47/3 mit einer Größe 
von insgesamt ca. 12,7089 ha einer Vorprüfung des Einzelfalls 
entsprechend § 7 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) ge-
ändert worden ist, in Verbindung mit Nummer 17.1.3 der Anla-
ge 1 zum UVPG und der Dienstanweisung der Landesforstanstalt 
Mecklenburg-Vorpommern vom 29. April 2015 unterzogen.
Die Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass von dem Vorhaben 
keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung ist daher nicht erforderlich. Fol-
gende Merkmale des Vorhabens und des Standortes sind für diese 
Einschätzung maßgebend:

 – Durch die Aufforstung ist eine Verbesserung der Luftqualität 
und die Steigerung der Grundwasserneubildung zu erwarten.

 – Die Waldfläche wird sich für die Artenvielfalt als landschaft-
liches Strukturelement und als potenzielles Habitat förderlich 
auswirken.

 – Die Prüfung der Schutzgüter hat ergeben, dass keine erheb-
lichen negativen Beeinträchtigungen zu erwarten sind.

Der Vorstand der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern 
als Genehmigungsbehörde wird über den Antrag nach den Vor-
schriften des Landeswaldgesetzes entscheiden.

Es wird darauf verwiesen, dass diese Feststellung nach § 5 Absatz 3 
UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist.
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Bekanntmachung nach § 5 Absatz 2 des 
UVP-Gesetzes

Bekanntmachung der Landesforstanstalt 
Mecklenburg-Vorpommern

Vom 6. Mai 2025

Der Vorstand der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern 
als untere Forstbehörde (§ 32 Absatz 3 des Landeswaldgesetzes 
M-V [LWaldG] in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juli 
2011 [GVOBl. M-V S. 870], geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 22. Mai 2021 [GVOBl. M-V S. 790, 794]) hat das 
Vorhaben einer Erstaufforstungsmaßnahme in der Gemarkung 
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Kremmin, Flur 1, Flurstücke 228, 229, 230, 231, 232, 223/1 und 
223/2 mit einer Größe von insgesamt ca. 11,3961 ha einer Vorprü-
fung des Einzelfalls entsprechend § 7 Absatz 2 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zu-
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 323) geändert worden ist, in Verbindung mit Num-
mer 17.1.3 der Anlage 1 zum UVPG und der Dienstanweisung 
der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern vom 29. April 
2015 unterzogen.
Die Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass von dem Vorhaben 
keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung ist daher nicht erforderlich. Fol-
gende Merkmale des Vorhabens und des Standortes sind für diese 
Einschätzung maßgebend:

 – Durch die Aufforstung ist eine Verbesserung der Luftqualität 
und die Steigerung der Grundwasserneubildung zu erwarten.

 – Die Waldfläche wird sich für die Artenvielfalt als landschaft-
liches Strukturelement und als potenzielles Habitat förderlich 
auswirken.

 – Die Prüfung der Schutzgüter hat ergeben, dass keine erheb-
lichen negativen Beeinträchtigungen zu erwarten sind.

Der Vorstand der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern 
als Genehmigungsbehörde wird über den Antrag nach den Vor-
schriften des Landeswaldgesetzes entscheiden.

Es wird darauf verwiesen, dass diese Feststellung nach § 5 Absatz 3 
UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist.
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